
vorsichtig, bei diesem Gesetzentwurf von einem großen 
Wurf zu sprechen, weil das auch die Sachverständigen 
am 27. März 2023 deutlich nicht bescheinigt haben.

Hier ist insbesondere zu nennen die Streichung der 
Bußgeldvorschrift. Als Staat jetzt die einzige Möglich-
keit, die nicht ausreichende Beschäftigung zu sanktionie-
ren, aus der Hand zu geben, das stimmt bedenklich; die 
Sachverständigen Düwell und Welti haben das deutlich 
gemacht. Das als Entbürokratisierungsmaßnahme zu ver-
kaufen, ist – das muss ich sagen – doch schon sehr ge-
wagt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Beeck 
[FDP]: Warum?)

Man kann das nur als Kompensation gegenüber der FDP 
dafür verstehen, dass die vierte Stufe der Ausgleichs-
abgabe eingeführt worden ist.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Das ist doch viel 
wirkungsvoller! Und ihr seid dagegen!)

Warum wir die vierte Stufe der Ausgleichsabgabe für 
falsch halten, habe ich bereits in der ersten Lesung deut-
lich gemacht. Ich will hier nur erwähnen, wer auch noch 
dagegen ist, und zwar das UnternehmensForum. Das ist 
bemerkenswert, vor allem wenn man weiß, dass das Un-
ternehmensForum große Unternehmen vertritt, die sich 
die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen 
zur Aufgabe gemacht haben.

Wenn man die Zahlen der Bundesagentur für Arbeit 
zugrunde legt – etwa 300 000 freie Stellen für Menschen 
mit Behinderungen wurden gemeldet, aber nur 170 000 
Menschen mit Behinderungen sind arbeitslos gemeldet –, 
dann merkt man, dass es genau richtig war, in der letzten 
Legislaturperiode Ansprechstellen für Arbeitgeber ein-
zuführen, die nämlich Unternehmen begleiten, unterstüt-
zen und informieren sollen, wenn sie Menschen mit Be-
hinderungen beschäftigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es wäre richtig, die Ergebnisse dieser Arbeit erst mal 
abzuwarten und sich genauer anzuschauen, wie die An-
sprechstellen eigentlich arbeiten. Deswegen haben wir 
auch gefordert, dass hier eine Evaluation erfolgen soll. 
Das haben nicht nur die Sachverständigen gefordert, son-
dern auch die Behindertenbeauftragten von Bund und 
Land. Es wäre sicherlich ratsam, ihrem Rat zu folgen.

Wenn gesagt wird: „Die vierte Stufe der Ausgleichs-
abgabe wird eingeführt, damit wir mehr Geld zur Ver-
fügung haben, um Menschen mit Behinderungen auf 
dem ersten Arbeitsmarkt unterzubringen“, dann müssen 
Sie mir aber schon erklären, warum gerade die Adminis-
trationskosten als neue Ausgabenposition vom Aus-
gleichsfonds getragen werden sollen und nicht mehr 
vom Nationalen Aktionsplan. An der Stelle macht sich 
das BMAS finanziell einen schlanken Fuß.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das kann man nun wirklich nicht als gute Regelung be-
zeichnen.

Wir bringen einen Entschließungsantrag ein, in dem 
wir gerne Anregungen unterbreiten – ergänzend zu unse-
rem Antrag, den wir bereits im letzten Jahr eingebracht 

haben –, mit denen das Gesetz hätte besser gemacht wer-
den können. Aber diese Anregungen sind nicht auf-
genommen worden; leider Gottes. Hier ist insbesondere 
das Jobcoaching zu nennen, das nach unserer Vorstellung 
als eigene Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben ge-
regelt werden soll. Darüber hinaus gibt es bei den Inklu-
sionsunternehmen viele offene Fragen, gerade bei der 
Beseitigung der Rechtsunsicherheit bei der Umsatzsteu-
erprivilegierung und der Bundesverwaltungsvorschrift 
zur bevorzugten Vergabe von öffentlichen Aufträgen an 
Inklusionsunternehmen; das sind immer noch zwei of-
fene Baustellen.

Beim Budget für Arbeit hätten wir uns etwas mehr 
Entbürokratisierung gewünscht

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kommt alles noch!)

und insbesondere, dass das Budget unabhängig vom 
Durchlaufen des Berufsbildungsbereiches und des Ein-
gangsverfahrens für Werkstätten für Menschen mit Be-
hinderungen greift; das ist leider nicht der Fall. Darüber 
hinaus hätten wir uns aufgrund der öffentlichen Anhö-
rung – so ist es zumindest verlautbart worden – auch 
gewünscht, dass die Bestimmung zum Mindestmaß an 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung gestrichen 
wird, so wie es in NRW schon lange Zeit praktiziert wird.

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. – Schließen 
möchte ich mit einem Zitat, das ein Werkstattbeschäftig-
ter als Botschaft beim parlamentarischen Abend ange-
führt hat: Arbeit ist auch ein bisschen wie Familie. Wich-
tig ist, dass wir eine Arbeit haben, die auf unsere 
Bedürfnisse zugeschnitten ist. – Wir sollten uns von die-
sem Gedanken leiten lassen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich bitte, Zitate und andere Anmerkungen in die Rede-

zeit mit einzupreisen. Ansonsten müssen Sie sich wahr-
scheinlich in Ihrer Fraktion mit Ihren nachfolgenden Kol-
leginnen und Kollegen verständigen.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das waren 
20 Sekunden!)

Die nächste Rednerin ist die Kollegin Corinna Rüffer 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Jens Beeck 
[FDP])

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hochgeschätzte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich beginne mit einem Zitat des geschätzten 
Kollegen Jens Beeck vom Mittwoch aus der Ausschuss-
sitzung.

(Zurufe von der SPD und der FDP: Oh!)

Er hat nämlich gesagt: Ich bin mir sicher, dass wir nach 
einem Jahr zusammenkommen und feststellen werden, 
dass wir mit dem Gesetz für einen inklusiven Arbeits-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 97. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 20. April 2023                                11676 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Wilfried Oellers 

rueffercoma07
Hervorheben



markt etwas erreicht haben. Ich hoffe, dass er dann Ap-
plaus verdient. – Davon gehe auch ich aus; sonst würde 
ich hier nicht lächelnd stehen und diese Rede halten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir haben uns einiges vorgenommen. Es ist wichtig, 
dass wir beginnen, die Versprechen aus dem Koalitions-
vertrag – endlich, darf ich sagen – umzusetzen. Viele 
Menschen warten darauf. Denn wir haben ein Problem 
in Deutschland:

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nur eins?)
Zunehmend viele Menschen fühlen sich von diesem Staat 
alleingelassen; behinderte Menschen und auch ihre An-
gehörigen gehören dazu. Sie sind es leid, für jeden An-
spruch mit einer Machete durch den Bürokratiedschungel 
zu müssen. Sie haben ein Recht auf eine volle und gleich-
berechtigte Teilhabe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Um das mal klarzustellen: Es geht nicht um Fürsorge. 
Es geht um Rechte, und es geht auch darum, dass wir auf 
niemanden in dieser Gesellschaft verzichten können. 
Aber genau das passiert nicht, wenn ein Viertel der Un-
ternehmen darauf verzichtet, behinderte Menschen zu 
beschäftigen. Diese Unternehmen beschäftigen exakt 
null Personen mit Schwerbehinderung, obwohl sie recht-
lich dazu verpflichtet sind. Das wollen wir unterbinden 
mit der Einführung einer vierten Staffel der Ausgleichs-
abgabe. Damit wollen wir dazu beitragen, dass diese 
Unternehmen motiviert werden, schwerbehinderte Kolle-
ginnen und Kollegen einzustellen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Rüffer, ich habe die Uhr angehalten. Gestat-

ten Sie eine Frage oder Bemerkung des Kollegen Hüppe 
von der CDU/CSU-Fraktion?

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber selbstverständlich. Von Herrn Hüppe immer. Si-

cher.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich dachte es mir.

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Kollegin Rüffer, dass Sie die Frage 

zulassen. – Ich weiß ja auch: Wenn es nach Ihnen ginge, 
wäre es vielleicht wirklich ein inklusiver Gesetzentwurf.

Ich wollte Sie Folgendes fragen: Sie als Grüne haben ja 
Herrn Professor Düwell als Sachverständigen eingeladen. 
Er hat heute ein Pressestatement herausgegeben, in dem 
er sagt: Das Gesetz fördert nicht die Inklusion, sondern 
die Inklusionsverweigerer. Inklusionsverweigerer ist, wer 
beschäftigungspflichtig ist, aber, obwohl er objektiv 
Schwerbehinderte beschäftigen kann, es doch nicht tut, 
weil er es nicht will. Durch den Wegfall des Bußgeldes 

werden die schwarzen Schafe belohnt. Das ist ein Skan-
dal. – Teilen Sie diese Auffassung, oder hat Ihr Sachver-
ständiger völlig unrecht?

Ich will es noch mal konkret machen: Die vierte Stufe 
der Ausgleichsabgabe bedeutet ja nicht – im Gegensatz 
zu dem, was die Staatssekretärin gerade sagte –, dass alle 
Betriebe, die keinen Menschen mit Behinderung beschäf-
tigen, obwohl sie beschäftigungspflichtig sind, nun sol-
che Menschen beschäftigen müssen. Vielmehr betrifft 
das gerade einmal – wenn überhaupt – 10 Prozent der 
Betriebe,

(Hubertus Heil, Bundesminister: 20!)

nämlich nur die Betriebe, die über 60 Arbeitnehmer ha-
ben. Das heißt, vielleicht werden 4 000 Betriebe, wenn es 
hochkommt, belastet,

(Zuruf des Abg. Sebastian Roloff [SPD])

während Sie alle Betriebe, die ihrer Aufgabe nicht nach-
kommen, entlasten und sozusagen von ihrer Pflicht, Men-
schen mit Behinderung zu beschäftigen, freisprechen.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sprechen die nicht frei! – Stephanie 
Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
schaffen die Ausgleichsabgabe ganz ab, oder 
was? – Dr. Martin Rosemann [SPD]: Deswe-
gen will die Union die vierte Stufe nicht ha-
ben!)

– Ich rede von dem Bußgeld. Das haben Sie verstanden, 
Kollege, oder?

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Sechs Fälle!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
So, jetzt hat die Rednerin wieder das Wort.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich höre auch gern zu und bringe mich dann an pas-

sender Stelle ein.

(Heiterkeit – Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Soll ich ein Tässchen 
Kaffee reichen?)

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
Gut. – Dann würde ich, weil es gerade zugerufen wur-

de, noch hinzufügen: Es gibt tatsächlich nur sehr wenige 
Fälle. Das liegt daran, dass laut Gesetz die Arbeitsagentur 
dafür zuständig ist. Aber alle Sachverständigen haben 
gesagt: Es wäre viel besser, wenn es der Zoll machte, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Gut.

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
– weil sich die Arbeitsagentur in einem Interessens-

konflikt befindet; denn sie will bei den betreffenden Un-
ternehmen auch andere Arbeitnehmer unterbringen. Hal-
ten Sie das auch für richtig?
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Hüppe, ich denke, –

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
Gut. Ich bin nur durch einen Zurufer unterbrochen 

worden. Ich höre auf.

Vizepräsidentin Petra Pau:
– es ist jetzt allen klar, dass sie sich diese spannende 

Anhörung gegebenenfalls in der Aufzeichnung noch mal 
ansehen und sich mit den Argumenten beschäftigen kön-
nen. – Jetzt hat aber wieder die Kollegin Rüffer das Wort. 
Die Uhr ist so lange angehalten, bis sie geantwortet hat.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Lass dir Zeit!)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, ich lasse mir jetzt auch Zeit; denn der Kollege 

Hüppe hat meine ganze Rede durcheinandergebracht.

(Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Das wollte ich 
nicht!)

Jetzt werde ich erst mal antworten.
Du glaubst doch nicht, dass meine Fraktion einen 

Sachverständigen einlädt, wenn sie nicht ungefähr weiß, 
worauf sie sich damit einlässt.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Oh! So machen 
Sie das also? – Stephan Stracke [CDU/CSU]: 
Was sind denn das dann für Sachverständige? – 
Jens Beeck [FDP]: Was? – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Ach, so geht das?)

Deshalb kann es nicht überraschen, dass der ehemalige 
Vorsitzende Richter am Bundesarbeitsgericht zu dieser 
Frage der Bußgeldvorschrift eine Meinung hat. Und diese 
Meinung teilen wir auch – ich möchte damit nicht hin-
term Berg halten –: Es wäre richtig, diese Bußgeldvor-
schrift im Gesetz zu bewahren.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Es ist richtig, dass diese Bußgeldvorschrift bisher ein 
stumpfes Schwert gewesen und kaum zur Anwendung 
gekommen ist. Selbst wenn Unternehmerinnen und Un-
ternehmer, wenn Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber be-
hinderte Menschen nicht eingestellt haben und diese 
Bußgeldvorschrift zum Zuge gekommen ist, ist die Bun-
desagentur für Arbeit nur in den seltensten Fällen – in den 
allerseltensten Fällen! – aktiv geworden; denn sie hat 
kein besonderes Interesse daran, das zu verfolgen. Die 
Bundesagentur für Arbeit braucht, um ihre Arbeit gut 
zu machen – das kann man in gewisser Weise nachvoll-
ziehen –, ein gutes Verhältnis zu den Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgebern und will nicht in rechtliche Konflikte 
geraten. Die SPD hatte dem Wissenschaftlichen Dienst 
des Bundestages den Auftrag gegeben, das zu überprü-
fen. Das Ergebnis lautet: Wenn man aus diesem stumpfen 
ein scharfes Schwert machen möchte, dann täte man gut 
daran, der Bundesagentur für Arbeit diese Aufgabe zu 
entziehen und sie an den Zoll zu übermitteln. – Und das 
sehen auch wir so.

Wo es jetzt aber bigott wird: Die Union und auch die 
unionsgeführten Bundesländer sind drauf und dran, zu 
erwirken, dass dieses Gesetz in den Vermittlungsaus-
schuss getragen wird, aber nicht – dann wäre es konsis-
tent, was hier gesagt wird –, um die Bußgeldvorschrift in 
das Gesetz zurückzuverhandeln – das würde mich ja 
freuen –, um dieses Gesetz in Richtung mehr Inklusion 
zu schärfen, sondern – im Gegenteil – um die vierte 
Staffel der Ausgleichabgabe zu streichen, die von euch 
auch noch als „Sanktion“ diffamiert wird.

Das zeigt, dass ihr überhaupt nicht verstanden habt, 
wozu die Ausgleichsabgabe dient. Sie fließt ja wieder 
zurück an diejenigen Unternehmerinnen und Unterneh-
mer, die sich rechtskonform verhalten, die gemäß ihrer 
Beschäftigungspflicht behinderte, schwerbehinderte 
Menschen beschäftigen und deren Arbeitsplätze entspre-
chend ausstatten.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das fließt zurück in die Wirtschaft!)

Deswegen ist das absolut bigott.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wenn die Bußgeldvorschrift geschärft werden würde 
und die vierte Staffel entsprechend den anderen Staffeln 
der Ausgleichsabgabe geschärft werden würde, dann hät-
ten wir meines Erachtens einen anderen Sprech. Aber ich 
bin froh, dass diese Frage hier geklärt ist. Und ich erwarte 
von allen, die gerade geklatscht haben, als der verehrte 
Hubert Hüppe seine Frage stellte – die merke ich mir –,

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

dass sie in ihren Ländern dafür sorgen, dass man sich 
dafür einsetzt, dass ein Vermittlungsausschuss auf die 
Beine gestellt wird, der dieses Gesetz am Ende noch 
inklusiver macht – oder halten Sie in Zukunft an dieser 
Stelle einfach den Mund.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Sören Pellmann [DIE 
LINKE])

Zur Ausgleichsabgabe und ihrer Funktion will ich da-
zusagen: Vor sieben oder acht Jahren hat Ihr Finanzminis-
ter Schäuble gefordert, dass die Ausgleichsabgabe min-
destens verdoppelt wird – da war von einer vierten Staffel 
noch gar nicht die Rede –, um tatsächlich eine Wirkung 
zu erzielen und die Arbeitnehmer/-innen dazu zu moti-
vieren, schwerbehinderte Menschen einzustellen. Auch 
in Ihren Reihen sitzen wirklich kluge Köpfe, die das 
besser beurteilen können, als sich das hier heute darstellt. 
Ich sage Ihnen an dieser Stelle wirklich im Guten, dass 
Sie sich damit keinen Gefallen tun, wenn Sie allen 
Ernstes im Bundesrat die Beschäftigung behinderter 
Menschen verhindern; das wäre die Konsequenz. Sie 
tun sich damit keinen Gefallen, auch nicht von der Ar-
beitgeberseite her. Ich kann das nicht nachvollziehen.

Sie haben vielleicht immer noch nicht verstanden, wel-
che Stunde geschlagen hat. Es ist doch kein Scherz, wenn 
wir hingehen und sagen, dass wir in diesem Land auf 
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niemanden verzichten können. Das ist doch ernst gemeint 
und auch objektive Sachlage. Wir stehen am Beginn einer 
schwierigen demografischen Entwicklung. Diese He-
rausforderung werden wir allein mit Blick auf die Pflege, 
aber auch mit Blick auf das Handwerk sowieso nur mit 
Mühe bewältigen. Aber wenn wir weiter damit machen, 
dass wir Leute aus dem Arbeitsmarkt rausdrängen, dass 
wir Leute gar nicht reinkommen lassen, dann werden wir 
im Regen stehen, und zwar als Bevölkerung, alle zusam-
men, und ich glaube, das kann sich kein Mensch wün-
schen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Sie waren ja bei der Anhörung zu diesem Gesetz, je-
denfalls manche. Sie wissen, dass die vierte Staffel dort 
von niemandem ernsthaft infrage gestellt, sondern drin-
gend eingefordert wurde. Auch darüber hinaus war diese 
Anhörung wirklich spannend. Sie war deshalb spannend, 
weil wir in dieser Anhörung Sachverständige hatten, die 
weit über dieses Gesetz hinausblicken, die wirklich mal 
eine große Perspektive in den Raum geworfen haben,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Anders als 
diese Koalition offenbar!)

die gesagt haben, dass Unternehmerinnen und Unterneh-
mer in den Startlöchern stehen und inklusiv beschäftigen 
möchten. Es gibt überhaupt kein Problem in den Köpfen 
der Unternehmerinnen und Unternehmer in diesem Land. 
Es gibt ein Problem in den Köpfen der Politik, und das 
vielfältig. Das ist das Problem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sich in Kontakt setzen mit dem großen Unter-
nehmerinnennetzwerk in Nordrhein-Westfalen, Herr 
Gröhe, wo wirklich große Unternehmen dabei sind, stel-
len Sie fest: Die schimpfen darüber, dass wir den Weg 
nicht freimachen. Deren Problem ist wahrlich nicht die 
vierte Staffel bei der Ausgleichsabgabe. Auch die Kam-
mern, auch die Wirtschaft sind am Start.

Wir haben konstruktiven Druck bekommen. Herr Dü-
well hat sich nicht nur zum Bußgeld gemeldet, sondern er 
hat auch gesagt: Ihr müsst doch die Präventionsmaßnah-
men schärfen. Wir brauchen das betriebliche Einglie-
derungsmanagement. Wir brauchen die stufenweise Wie-
dereingliederung. – Wir haben uns das hinter die Ohren 
geschrieben. Und wir sind nicht am Ende der Geschichte. 
Wir sind am Anfang, und es werden weitere Gesetze 
folgen. Das wissen wir doch. Herr Heil, Kerstin Griese, 
wir alle haben uns das auch schon zu Herzen genommen.

Last, but not least – das ist mir an dieser Stelle wirklich 
sehr wichtig –: Wir vergeuden reihenweise junge Poten-
ziale, und zwar so, dass es kracht. Jährlich gehen circa 
47 000 Kids ohne Schulabschluss von den Schulen, und 
von diesen circa 47 000 haben vorher – und jetzt bitte 
zuhören! – 50 Prozent Förderschulen besucht. Das kön-
nen wir doch nicht akzeptieren, dass wir Kinder, die ge-
zwungen sind, Förderschulen zu besuchen, von der Teil-
habe am Arbeitsleben weiterhin ausschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Auch dazu haben wir so gute Beiträge gehört, zum Bei-
spiel von Eva-Maria Thoms aus Nordrhein-Westfalen 
von mittendrin e.V., die Projekte fährt, die zeigt, dass 
auch Jugendliche mit Lernschwierigkeiten viel Potenzial 
haben, Mehrwert für diese Gesellschaft bringen können.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Kollegin.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
All diese Fragen wollen wir voranbringen. Ich würde 

mich freuen, wenn Sie sich uns endlich konsequent an-
schließen und den Mist im Bundesrat sein lassen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie des Abg. 
Sören Pellmann [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich bitte im weiteren Verlauf darauf zu achten, dass wir 

hier keine Mindestredezeiten haben, sondern dass Rede-
zeiten vereinbart sind.

(Heiterkeit der Abg. Stephanie Aeffner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Daran 
war Herr Hüppe schuld!)

Ich komme zurück zu den Wahlen und gebe Ihnen die 
von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittel-
ten Ergebnisse der Wahlen bekannt.1)

Zur Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin des 
Deutschen Bundestages haben 679 Abgeordnete ihre 
Stimme abgegeben. 78 stimmten mit Ja, mit Nein haben 
586 Abgeordnete gestimmt, 15 haben sich enthalten. Der 
Abgeordnete Tobias Matthias Peterka hat die erforderli-
che Mehrheit von mindestens 369 Stimmen nicht er-
reicht. Er ist nicht zum Stellvertreter der Präsidentin ge-
wählt.

Wir kommen zum Ergebnis der Wahl eines Mitgliedes 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums gemäß Arti-
kel 45d des Grundgesetzes. Der Bundestag hat 736 Mit-
glieder. Davon haben sich 679 an der Abstimmung be-
teiligt: 76 Abgeordnete haben mit Ja gestimmt, 588 
Abgeordnete haben mit Nein gestimmt, 15 haben sich 
enthalten. Der Abgeordnete Bernd Schattner hat die 
nach § 2 Absatz 3 des Gesetzes über die parlamentarische 
Kontrolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes 
erforderliche Mehrheit von 369 Stimmen nicht erreicht. 
Er ist damit nicht als Mitglied des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums gewählt.

Wir kommen nun zurück zur Aussprache zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Förderung eines inklusiven Arbeits-
markts und den entsprechenden Vorlagen.

Das Wort hat der Abgeordnete Jürgen Pohl für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Wahlen 
siehe Anlage 3
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